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1. Burgermeister Dietmar Fieger eroffnet um 19:00 Uhr die Sitzung des Stadtrates. Er begrifdt
alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemafie Ladung und Beschlussfahigkeit des Stadtrates
fest.

Offentliche Sitzung

| TOP 1 Genehmigung der Sitzungsniederschrift vom 21.05.2015 |

Es gibt keine Einwande gegen die Sitzungsniederschrift vom 21.05.2015. Diese gilt somit als
genehmigt.

| TOP 2 Bekanntgaben |

|TOP 2.1 Beschluss aus letzter nicht 6ffentlicher Sitzung |

Stadtkammerer Happel gibt bekannt, dass in der Sitzung des Stadtrates am 21.05.2015 be-
schlossen wurde, den AK-Kultur bei der Anschaffung und Installation eines Klimagerétes in der
Kochsmiihle mit bis zu maximal 15.000,- € zu unterstitzen. Es handelt sich dabei um eine not-
wendige Uberplanmafige Ausgabe in Hohe von 6.000,- €.

|TOP 2.2 2. Obernburger Jazznight |

Der 1. Birgermeister informiert (ber Termin und Mitwirkende bei der 2. Open-Air Jazznight in
Obernburg am Sonntag, 12. Juli 2015, um 18 Uhr auf dem Kirchplatz.

|TOP 2.3 Infoveranstaltung Stadtmarketing |

Der 1. Birgermeister ladt zur Infoveranstaltung Stadtmarketing am Mittwoch, 15.07.2015, um
19:30 Uhr in die Stadthalle Obernburg ein.

TOP 3 Genehmigung der Haushaltssatzung und Wirdigung des Haushalsplanes mit
Anlagen der Stadt Obernburg fir das Haushaltsjahr 2015
Information

Stadtkammerer Happel informiert Gber die Genehmigung des Haushalts 2015 der Stadt Obern-
burg durch das Landratsamt Miltenberg ohne Auflagen und Beanstandungen. Es wurde eine
geordnete Finanzlage bescheinigt. Im aktuellen Mitteilungsblatt werden der Haushaltsplan und
die Haushaltssatzung bekannt gemacht.
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| TOP 4 Behandlung von Antragen aus der Burgerversammlung vom 23.03.2015 |

TOP 4.1 Hundekotproblem - Antrage von Martina Wilzbach-Wald, Helmut Appel und
Roland Arnold
Beratung und Beschlussfassung -

Sachverhalt:

In der Burgerversammlung am 23.3.2015 stellte Frau Martina Wilzbach-Wald den Antrag, die
unzumutbare Belastigung durch Hundekot endlich konsequent zu verfolgen und zu bestrafen.
Helmut Appel schlug zur Ermittlung verantwortungsloser Hundehalter eine DNA-Erfassung von
Hunden vor. Diese Vorgehensweise werde in einigen Stadten schon praktiziert. Roland Arnold
schlug vor, an den drei Standorten Wiesenweg, am Ortsausgang Etzelweg und am Bubenbrun-
nen weitere Hundetoiletten aufzustellen.

Die Stadtverwaltung hat aufgrund des steigenden Hundekotproblems und der steigenden Be-
schwerden in der Bevolkerung im Stadtgebiet weitere 11 Dog-Stations (Titenspender- und Ab-
fallbehalter fir Hundekot) bestellt und die Standorte bereits festgelegt. Sieben Automaten sind
bereits aufgestellt.

Standorte der 11 neuen Dog-Stations:

Nr. 1 Oberer Neuer Weg/Einmindung Momlingtalring/Einmindung Martin-Luther-Stral3e
Nr. 2 Blumenstral3e/Ecke Nibelungenstral3e (neben dem Glascontainer)

Nr. 3 Im Weidig/Ecke Ottostral3e

Nr. 4 Eisenbach Hardtring/Einmindung Am Sidhang

Nr. 5 Momlingtalring/neben Messstelle hinter dem Am Kummentalgraben

Nr. 6 Lindenstral3e/Runde-Turmstrafl3e neuer Parkplatz

Nr. 7 Erlenweg Hausnummer 31/Ful3weg

Die Automaten 1 bis 7 sind bereits montiert.

Nr. 8 Alte Tennisplatze/Gartnerbauhof (wird aufgestellt wenn Baustelle Gasleitung beendet ist)
Nr. 9 Eichendorfstralle/Wendelinushohl

Nr. 10 WiesentalstraRe/Nahe Kindergarten

Nr. 11 Weg ins Amerika/Abzweigung zum Vereinsheim an der Scheune

Die Automaten 8 bis 11 werden in den nachsten Tagen montiert.

Derzeit sind in der Stadt Obernburg und im Stadtteil Eisenbach 524 Hunde gemeldet. Zusam-
men mit den 5 bereits bestehenden und den 11 neuen Dog-Stations ergibt dies eine Quote von
33 Hunden pro Station.

Rechtsgrundlage: Verwarnung von Hundehaltern

Gemal der § 3 Absatz 2 b der Verordnung tber die Reinhaltung und Reinigung der offentlichen
Stral3en ist es verboten, Gehwege durch Tiere verunreinigen zu lassen. Die Ordnungswidrigkeit
kann gemal 8§ 13 der Verordnung Uber die Reinhaltung und Reinigung der 6ffentlichen Stral3en
mit einer Geldbul3e bis zu 500 Euro belegt werden.

Bisher wurden Hundehalter noch nicht zur Kasse gebeten, sondern es wurde im Amtsblatt ,Al-
mosenturm® auf den Missstand hingewiesen und an die Vernunft der Hundehalter appelliert.
Soweit die Halter bekannt, erhielten Sie bisher eine Belehrung. Zusatzlich wurden an die Hun-
dehalter bei Anmeldung ihrer Hunde neben Hundekottiiten auch Merkblatter mit Hinweisen tber
dieses Problem ausgehéandigt.
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Die Kosten fur eine genetische Untersuchung der Haufchen und die Anlegung einer DNA-
Datenbank betragen ca. 200 Euro pro Tier, die in eine solche Datenbank investiert werden.
Hinzu kamen weitere Kosten fir jeden einzelnen Test. Hinzu kdmen noch Personalkosten fur
einen Angestellten im Ordnungsamt, der die Kontrollen durchfihrt.

Anmerkung: Ein im Internet erschienener Zeitungsartikel tUber die Einfihrung einer DNA-
Datenbank in der Stadt Schwetzingen erwies sich nach telefonischer Riicksprache dort als Ap-
ril-Scherz.

Beschluss:

VerstdoRe von Hundehaltern werden nicht mehr nur mindlich verwarnt oder die Hunde-
besitzer belehrt, sondern mit einem Verwarnungsgeld von 25 Euro belegt. (bei Wiederho-
lung 50 Euro erteilt). Auf die Einfuhrung einer DNA-Datenbank wird aus Kostengriinden
verzichtet. Weiteres Verwaltungspersonal zum Vollzug der Hundehalteverordnung wird
nicht eingestellt.

Jal7 Nein 1 beschlossen

TOP 4.2 Antrag Klaus Loffler zu Stral3enausbaubeitragen
Beratung und Beschlussfassung

Sachverhalt:
Fur die Birgerversammlung in Eisenbach vom 23.03.2015 stellte Herr Klaus Loffler mit Schrei-
ben vom 09.03.2015 folgende Antrage:

,Der Stadtrat moge beschlieBen, die StralBenausbaubeitragssatzung der Stadt
Obernburg aufzuheben und die Kosten fiur die Sanierung von Straen und ihren
Bestandteilen (StralBenausbau) tUber allgemeine Steuermittel (z.B. zweckgebunde-
ne Grundsteuer) zu finanzieren.” (1)

Sollte dieser Antrag abgelehnt werden, wird folgender Ersatzantrag gestellt:

,,Der Stadtrat beschlie3t, in Zukunft alle StraBen und ihre Bestandteile so zu sa-
nieren bzw. reparieren, dass keine StraBenausbaubeitrdge im Sinne der StralRen-
ausbaubeitragssatzung anfallen (wie z.B. beim Umbau bzw. der Sanierung der
Rémerstralle).” (2)

Im Folgenden werden die wesenstlichen Argumente des Antragsstellers genannt und mit der
Stellungnahme der Verwaltung — unterstiitzt durch die Vertreter des Bayerischen Gemeinde-
und Stadtetages, sowie der Rechtsaufsicht im Landratsamt Miltenberg - versehen:

e In der Infrastruktur (Stralen, Bricken, Kandle) der Stadt Obernburg hat sich ein
Investitionsstau ergeben, so dass in der Folge vermehrt Birger zu Ausbaubeitra-
gen herangezogen werden, auch weil dies die einfachste Moglichkeit ist, die Kos-
ten fir Baumalnahmen einzufordern.

—>Hierzu lasst sich feststellen, dass tatsachlich ein Investitionsstau aufgelaufen ist. Die in den
vergangenen 40 Jahren unterlassenen Instandhaltungen tragen sicherlich ihren Teil dazu bei,
dass in den nachsten Jahren vermehrt beitragspflichtige Mal3nahmen von der Stadt Obernburg
angegangen werden muissen. Auch aus diesem Grunde wird die Erstellung eines Prioritaten-
konzeptes zur Strallensanierung von der Verwaltung vorangetrieben.

In dieses Konzept sollen die Zustdnde von Wasserleitungen und Kanélen mit einflieRen, um
keine Oberflachensanierungen an Straf3en vorzunehmen, die voll ausgebaut werden missten.
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Es soll auch ermittelt werden, in welchen Stral3enziigen reine Instandsetzungsmaflnahmen
durchgefihrt werden kénnen.

Die Behauptung, die Erhebung von Ausbaubeitragen zu praktizieren, sei die ,einfachste* Még-
lichkeit, die Kosten fiir Baumallhahmen einzufordern ist unzutreffend.

Nach Art. 5 Abs. 1 des Bayer. Kommunalabgabengesetzes (KAG) sind die Kommunen grund-
satzlich verpflichtet, fur die Erneuerung oder Verbesserung von Ortsstral3en und deren selbst-
standiger Teileinrichtungen (wie z.B. StralRenbeleuchtung) Beitrage von denjenigen Grund-
stiickseigentimern bzw. Erbbauberechtigten zu erheben, denen die Mdoglichkeit der Inan-
spruchnahme dieser Einrichtungen besondere Vorteile bietet.

Der Stadtrat hat dieser Bestimmung Rechnung getragen und eine entsprechende Stral3enaus-
baubeitragssatzung beschlossen, welche am 01.01.2007 in der aktuellen Fassung in Kraft ge-
treten ist.

Dementsprechend handelt es sich bei der Beitragsveranlagung um eine rechtliche Verpflich-
tung, nicht um Willkur der Verwaltung. Die Beitragsveranlagung kann im Ubrigen auch nicht als
,einfach® bezeichnet werden, da es sich hier um ein vor allem durch laufende Rechtsprechung
gepragtes Fachgebiet handelt, das einen stetigen Weiterbildungsaufwand beinhaltet.

e Die Belastungen durch Ausbaubeitrdge kdnnen ganze Existenzen vernichten.

- Selbstverstandlich kénnen durch Ausbaubeitrage sehr hohe Einzelbelastungen auf die
Grundstickseigentimer zu kommen. Jedoch hat der Gesetzgeber erst im vergangenen Jahr
eine neue Regelung ins KAG aufgenommen, nachder Stralenausbaubeitrdge verrentet (Ableis-
tung in hochstens zehn Jahresleistungen mit 2% uber dem Basiszinssatz - dies waren 2015
1,17 % - Basiszinssatz 2015 = -0,83) werden kénnen. Darlber hinaus kbnnen die Gemeinden
eine Ratenzahlung (Verzinsung mit 6%) und Verrentung auch dann gewéahren, wenn kein sozia-
ler Hartefall vorliegt.

e Aufgrund der mangelnden Straflenunterhaltung (Verpflichtung aus dem Ba-
yStrWG) dirfte die Erhebung von Ausbaubeitragen zumindest rechtlich zweifel-
haft sein.

- Strallenausbaubeitrage kbnnen erhoben werden, wenn keine reine Instandsetzung oder lau-
fende Unterhaltung vorgenommen wird. Beitragsfahig ist eine Mal3nahme, wenn eine Erneue-
rung oder Verbesserung einer Anlage vorgenommen wird. Bei der Erneuerung einer Anlage
wird der urspringliche Zustand wieder (in vergleichbarer Weise) hergestellt. Bei Ablauf der Nut-
zungsdauer von 20 bis 25 Jahren ist nach der Rechtsprechung ein Ausbaubedarf gegeben. Von
mangelnder Unterhaltung kann dann nicht mehr als Grund fir den Ausbau ausgegangen wer-
den (Urteil BayVGH vom 07.07.1994-6B92.3657).

Vielfach stellt eine Erneuerung jedoch auch eine Verbesserung dar. Hier ist es unerheblich, wie
alt und in welchem Zustand die bestehende Anlage ist. Es kommt darauf an, ob eine objektive
Verbesserung, z.B. durch Verbreiterung der Anlage oder durch Herstellung eines Gehweges,
vorliegt. Dies ist vollkommen unabhangig von jeglicher durchgefiihrter oder unterlassener Un-
terhaltung zu beurteilen.

e Da Strallen dem Gemeingebrauch dienen und von Jedermann genutzt werden dur-
fen, sollte die Allgemeinheit die Sanierungskosten tragen.

- Das Stral3enausbaubeitragsrecht knipft an einen Sondervorteil an. Der Sondervorteil ergibt
sich durch die ErschlieBung der StraRe und die hiermit verbundenen Vorteile, wie z.B. das
Recht zu Bauen. Fir den Sondervorteil ist es unerheblich, ob auch der Allgemeinheit hierdurch
ein Vorteil entsteht. (Stellungnahme Bayerischer Stadtetag). Dartber hinaus wurde in der Aus-
baubeitragssatzung eine Abstufung der unterschiedlichen Stralen nach Verkehrsbelastung
vorgenommen, um hier eine mdoglichst gerechte Verteilung zu erreichen.
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e Es ist ungerecht, dass Anlieger an uberortlichen Stralen nicht oder nur fur die
Gehwege zu Beitragen herangezogen werden.

- Diese Ungleichbehandlung erfahrt dadurch eine sachliche Rechtfertigung, dass Anlieger an
Ortsdurchfahrten einer deutlich héheren Larmbelastung ausgesetzt sind. Auch tritt bei Orts-
durchfahrten der Sondervorteil des Anliegers gegentber dem Vorteil der Allgemeinheit zurtck.
(Stellungnahme Bayerischer Stadtetag)

e Es istungerecht, dass der Mieter nicht mit dem Beitrag belastet wird

-> Die Infrastrukturanbindung eines Grundstiicks bestimmt wesentlich Gber dessen Wert. Davon
profitiert nicht der Mieter, sondern der Eigentiimer. Erst die ErschlieBung und Anbindung an das
offentliche Verkehrsnetz ermoglicht es dem Eigentiimer, das Wohneigentum zu bewirtschaften,
etwa zu vermieten. Hierin liegt der Sondervorteil. (Stellungnahme Bayerischer Stadtetag)

e Mehrere Stadte und Gemeinden - hierunter auch Wertheim und Minchen - haben
Ihre Satzungen bereits aufgehoben oder diskutieren deren Aufhebung

- Die Stadt Wertheim am Main liegt in Baden-Wirttemberg. Das Kommunale Abgabengesetz
in Baden-Wirttemberg sieht die Erhebung von Ausbaubeitrdgen nicht vor. Sprich: es wurden
hier noch nie Ausbaubeitrage erhoben, da es aufgrund mangelnder Rechtsgrundlage eine ent-
sprechende Satzung nie gab.

Die Landeshauptstadt Minchen hat ihre Satzung tatsachlich aufgehoben. Die Aufhebung wurde
mit der herausragenden finanziellen Situation der Stadt Minchen und dem (im Verhaltnis zu
den Einnahmen) hohen Verwaltungsaufwand begrindet.

Nach Auffassung des Bayerischen Gemeindetags, Bayerischen Stadtetags, sowie der Rechts-
aufsicht im Landkreis Miltenberg verbietet sich jedoch eine pauschale Argumentation ,Weil
Munchen die Satzung aufgehoben hat, muss das in anderen Gemeinden ebenso mdglich sein®.
Schon von der GréRenordnung und dem Haushaltsvolumen her ist die Stadt Minchen nicht mit
anderen Gemeinden, insbesondere nicht mit der Stadt Obernburg zu vergleichen. Aufgrund des
Ausnahmecharakters der Stadt Miinchen kann diese kein Prazedenzfall fir andere Kommunen
sein.

e Die Ausbaukosten sollten aus Steuermitteln, z.B. Anteilen aus der Kfz-Steuer fi-
nanziert werden

- In Artikel 62 Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) wird die gesetzlich festgelegte Rangfolge
der Deckungsmittel erlautert. Es ergibt sich eine eindeutige Subsidiaritat der Steuererhebung.
Die Regelungen gehen im Grundsatz davon aus, dass derjenige, der eine gemeindliche Leis-
tung in Anspruch nimmt oder eine gemeindliche Einrichtung benutzt, die entstehenden Kosten
in vertretbarem Umfang tragen soll. Die Vorschrift soll zugleich der Entwicklung entgegenwir-
ken, auf eine angemessene Gegenleistung zu verzichten und stattdessen den Aufwand fir die
einem Einzelnen besonders zugute kommenden Leistungen aus allgemeinen Deckungsmitteln
zu bestreiten. (Kommentar ,Praxis der Kommunalverwaltung“ zu Art. 62 GO)

e In Art. 5 Abs. 1 Satz 3 KAG heilit es, dass Beitrage erhoben werden sollen, der Be-
griff ,,sollen” lasse einen Entscheidungsspielraum zu. Soll ist nicht muss, weshalb
Abweichungen mdoglich sind

- Die Soll-Bestimmung in Art. 5 Abs. 1 Satz 3 KAG ist im Regelfall als Muss-Bestimmung aus-
zulegen:

LArt. 5 Abs. 1 Satz 3 KAG bestimmt, dass fir die Verbesserung oder Erneuerung von Ortsstra-
Ren und beschrankt-6ffentlichen Wegen Stralienausbaubeitrdge erhoben werden ,sollen®. Es
handelt sich dabei um ein intendiertes Ermessen, das im Regelfall als Muss-Bestimmung zu
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gebrauchen ist. Keinesfalls steht es im Belieben der Kommune, Beitrage zu erheben. Der ver-
pflichtende Charakter des Wortes ,sollen” ist im Ubrigen auch den Nicht-Juristen allgemein be-
kannt.

Ausnahmen von der Erhebungspflicht sind — abhangig von der Finanzkraft — in streng abge-
grenztem Maf3e mdglich.

Die Abweichung von der Soll-Vorschrift liegt nicht im Ermessen der Kommune, sondern setzt
das Vorliegen bestimmter Kriterien voraus:

¢ Keine Kreditaufnahmen (Netto-Neuverschuldung) in den letzten Jahren

¢ Keine geplante Kreditaufnahme im aktuellen Haushaltsjahr und in der mittelfristigen
Finanzplanung
Weit unter dem landesdurchschnitt liegende Verschuldung
Weit Uber dem landesdurchschnitt liegende Steuerkraft
Solider Ricklagen- bzw. Finanzmittelbestand
K.o.-Kriterium wére, wenn die Gemeinde/Stadt Empfanger von Schlisselzuweisun-
gen ist

Im Fall eines defizitiren Haushaltes ist das Bestehen einer solchen Ausnahmesituation als
ausgeschlossen zu betrachten. Ist ein Haushaltsausgleich nicht gegeben und die Haushalts-
wirtschaft defizitar, kommt das finanzwirtschaftliche Gebot, kostendeckende Entgelte zu erhe-
ben, uneingeschrankt zum Tragen. (vgl. Rauscher, in Schneider/ Dressler/ Lill, Hess. Gemein-
deordnung, Stand 2010, § 93 Anm. II. 3.).“

Ein Verzicht auf die Beitragserhebung ist also aufgrund der finanziellen Situation der Stadt
Obernburg mit Sicherheit ausgeschlossen.

Neben der Stellungnahme der Verwaltung zu den Argumenten des Antragsstellers sind noch
folgende Ausfiihrungen veranlasst:

Jede bayerische Stadt oder Gemeinde ist — wie bereits erwdhnt - zur Beitragserhebung ver-
pflichtet. Diese Verpflichtung folgt aus dem Entgeltlichkeitsprinzip. Grundstiickseigentimer, de-
nen durch die Inanspruchnahmemaglichkeit einer ausgebauten 6ffentlichen Anlage im Verhalt-
nis zur Allgemeinheit besondere wirtschaftliche Vorteile erwachsen, sollen diese zusatzlichen
Vorteile durch eine Geldleistung ausgleichen. Wirde die durch die Gemeinde erbrachte Leis-
tung durch Steuern finanziert, wirde der Vorteilsempfanger die zusatzlichen Vorteile auf Kosten
der Allgemeinheit, also entgeltlos erhalten (Driehaus, ErschlieBungs- und Ausbaubeitrage, 9.
Aufl. 2012, § 28 Rz. 8). Zwar enthdlt Art. 5 Abs. 1 Satz 1 KAG lediglich eine Kann-Bestimmung.
Art. 5 Abs. 1 Satz 3 KAG verscharft diese Kann-Bestimmung fur die Verbesserung und Erneue-
rung von OrtsstrafRen und beschrankt offentlichen Wegen zu einer Soll-Vorschrift. Das Entgelt-
lichkeitsprinzip verdichtet das daraus abgeleitete Erhebungsrecht zu einer grundséatzlichen Er-
hebungspflicht (Driehaus, 8§ 28 Rz. 8). Eine Verpflichtung lasst sich auch aus den Einnahmebe-
schaffungsgrundséatzen der Gemeindeordnung (Art. 62 Abs. 2 GO) herleiten. Verstofit die Ge-
meinde gegen die Beitragserhebungspflicht, ist die Rechtsaufsichtsbehdrde zu einem kommu-
nalaufsichtlichen Eingreifen gehalten.

Sollte sich der Stadtrat dazu entschlie3en, dem Antrag (1) von Herrn Loffler stattzugeben, ware
der 1. Burgermeister verpflichtet, den Beschluss gemaf Art. 59 Abs. 2 GO zu beanstanden und
der Rechtsaufsicht vorzulegen. Blrgermeister und Stadtrat missen die Gesetze achten, hierzu
gehoren auch die Bestimmungen der GO und des KAG.

Sitzung des Stadtrates vom 25.06.2015 Seite 10



Inwieweit sich die Abschaffung der ABS auch auf die Bewilligung andere Zuschiisse auswirken
wirde, kann nicht abschlieRend gesagt werden, jedoch wird in der Expertenanhfrung voraus-
sichtlich auch dieses Thema erértert werden.

Eine Moglichkeit der Veranlagung in Form von wiederkehrenden Beitragen, wie sie in ande-
ren Bundeslandern gehandhabt wird, wird in Bayern derzeit Gberprift. Hierzu misste dann
das Kommunalabgabengesetz geédndert werden.

Im Juli 2015 wird es eine Expertenanhdrung im bayerischen Landtag zu Art. 5 des KAG
geben, bei der die Mdglichkeit der Einfihrung von wiederkehrenden Beitragen diskutiert
werden soll.

Voraussichtlich werden die wiederkehrenden Beitrage kiinftig den Kommunen als Alternati-
ve zur Straldenausbaubeitragssatzung erméglicht werden.

Aus heutiger Sicht ist jedoch fraglich, wie die im Ausbaubeitragsrecht stetig geforderte Ge-
rechtigkeit bei einem wiederkehrenden Beitrag (wkB) aussehen soll.

Beim wkB geht es um die Verteilung des tatsachlich entstandenen Ausbauaufwands auf
eine Vielzahl von bevorteilten Grundsticken innerhalb einer Abrechnungseinheit, hierbei
kann gewdahlt werden zwischen jahrlicher Beitragserhebung oder Verteilung der Kosten in-
nerhalb eines Kalkulationszeitraums. Schwierig ware zunachst die Bildung sinnvoller Ab-
rechnungseinheiten.

Zusatzlich wirde es zu einer Dauerbelastung der Grundstiickseigentimer kommen, unab-
hangig, ob Ihnen ein ,Vorteil* entstanden ist oder nicht. Eine ,umgekehrte Erwartungshal-
tung --- zu allererst vor der eigenen Haustir* wirde entstehen. Es kdame zu Ungerechtigkei-
ten, wenn Anlieger erst zu Beitragen nach der ABS herangezogen wirden und anschlie-
3end noch den wkB entrichten mussten.

In den bayerischen Ausbaubeitragssatzungen hat sich anhand der Rechtsprechung der
letzten 30 (!) Jahre ein ,Gerechtigkeitssystem* etabliert, das auf mdglichst viele individuelle
Gegebenheiten (Eckgrundstiick, Gewerbe, Anlieger oder Hauptverkehrsstral3e, Teileinrich-
tungen, uvm.) eingeht. Dies gilt sowohl bei der Ermittlung der beitragsfahigen Kosten, als
auch bei deren Verteilung.

Inwieweit diese — bei ndherer Betrachtung - durchaus vorhandene Gerechtigkeit bei einem
pauschalen wiederkehrenden Beitrag aufrechterhalten werden soll, ist momentan vollig un-
klar. Auch von einem ,uberstlirzten® Wechsel auf dieses System (sollte es Uberhaupt ero6ff-
net werden), wird von Seiten der Verwaltung aufgrund mangelnder Rechtssicherheit abge-
raten.

Der Ersatzantrag von Herrn Loffler ware ebenfalls abzulehnen.

Herr Loffler beantragt, sdmtliche Stralen so zu sanieren, bzw. zu reparieren, dass keine Stra-
Benausbaubeitréage anfallen.

Hierzu besagt das Gerichtsurteil des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes vom 20.12.2011
(Az:: 5B 2017/11) folgendes:

,ES ist in dem Bereich einer modernen Kommune ausgeschlossen, dass in der Vergangenheit,
Gegenwart und Zukunft auf Dauer keine beitragsrelevanten Ausbaumafl3inahmen an den Stra-
Ren und ihren Nebenanlagen vorgenommen werden (missen). Etwas anderes ist mit den
Pflichten der Kommune aus der ihr obliegenden StrafRenbaulast nicht vereinbar.*

Der Antrag, dass samtliche StraRen ohne Stral3enausbaubeitrage saniert werden sollen, ist in

der StraRenbaupraxis nicht durchfiihrbar. Generell kann man sagen, dass bei Sanierungsmalf3-
nahmen, bei denen in das Leitungssystem (Wasser und Kanal) eingegriffen wird, auch meist
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Strallenausbaubeitrage anfallen, da der Wiederaufbau der StraRendecke so umfangreich ist,
dass von einer reinen Instandsetzung nicht mehr ausgegangen werden kann.

Die Stadt kann auf solche Sanierungen nicht ganzlich verzichten, da alte Leitungen nicht immer
im Inlinerverfahren in Stand gesetzt werden kénnen und oft ein Austausch von Leitungen uner-
lasslich ist. Meist bricht bei diesen Mafinahmen der vorhandene Straf3enaufbau ein, und ein
Neuaufbau der Straf3e ist nicht zu verhindern — somit auch nicht die Entstehung einer Beitrags-
pflicht gemaf der Stral3enausbaubeitragssatzung. Von vorneherein eine Beitragspflicht auszu-
schliel3en, ist nicht mdglich. Auch wenn nicht in das Leitungssystem eingegriffen wird, kdnnen
dennoch Beitrdge anfallen. Jede Stralenbaumalinahme ist ein Einzelfall, und oftmals ergeben
sich erst im Laufe der BaumalRnahmen Details, die dazu fiihren, dass ein vermeintlich nicht ab-
zurechnender Eingriff doch beitragspflichtig wird. Auch umfangreiche Vorprifungen der Verwal-
tung kénnen deshalb keine Garantie fur eine Beitragsfreiheit geben. Daher kdnnen im Vorfeld
kaum Aussagen zu einer moglicherweise entstehenden Beitragspflicht gemacht werden.

Zum Hinweis von Herrn Loffler, dass in der Rémerstral3e (Asphaltierungsarbeiten 2012 / 2013)
keine Beitrage erhoben wurden, noch eine kurze Darstellung der rechtlichen Situation:

Wie aus dem Erlauterungsbericht des Ingenieurblros hervorgeht, wurde zwischen dem Oberen
und dem Unteren Tor das Porphyrpflaster weggenommen und auf den vorhandenen Beton eine
6 cm starke Asphaltbinderschicht und eine 4 cm Asphaltdeckschicht aufgetragen. Hierbei han-
delte es sich um Unterhalts- bzw. Instandsetzungsmaflinahmen, da in diesem Bereich keine
Schicht des vorhandenen Stra3enbaus erneuert wurde, die eine gewisse Selbstandigkeit auf-
weist. Die MaRnahme ware auch dann nicht abrechenbar gewesen, wenn es sich um eine Er-
neuerung gehandelt hatte, da nicht mindestens 25 % der Gesamtlange der Anlage in beitrags-
fahiger Weise erneuert wurden.

Die Auffassung der Stadt Obernburg, dass keine beitragsfahige Erneuerung vorlag, teilt auch
das Landratsamt Miltenberg.

Im Ubrigen weist das Landratsamt darauf hin, dass auch dieser Antrag von Herrn Loffler zu ei-
nem rechtswidrigen Beschluss (Rechtsfolgen Beanstandung usw. wie bei (1)) fuhren dirfte.
Welche Ausbaumalnahmen und in welchem Umfang diese durchgefiihrt werden und ob Bei-
tragspflichten entstehen, muss in jedem Einzelfall anhand der geltenden Rechtslage geprift
werden. An eine giltige Satzung ist nicht nur der Birger gebunden, sondern auch die Stadt
selbst. Im Hinblick auf den Gleichheitssatz und das Rechtstaatsprinzip ist es den Gemeinden
verwehrt, von einer Satzung rein tatsachlich oder auf Grundlage eines einfachen Stadtratsbe-
schlusses zulasten oder zugunsten Einzelner abzuweichen.

Da der Antragsteller bereits im Jahr 2013 einen Antrag zur ABS gestellt hatte und ihm die recht-

lichen Ausflihrungen damals zur Verfligung gestellt wurden, sollte er wieder einen Abdruck der
Sitzungsvorlage erhalten.
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Beschluss:

(1) Der Antrag von Herrn Klaus Lo6ffler, die Stral3enausbaubeitragssatzung der
Stadt Obernburg aufzuheben und die Kosten fur die Sanierung von Stral3en
und ihren Bestandteilen (StralRenausbau) Uber allgemeine Steuermittel (z.B.
zweckgebundene Grundsteuer) zu finanzieren, wird abgelehnt.
jal2 nein 6 beschlossen

(2) Der Antrag von Herrn Klaus Loffler, in Zukunft alle Straf3en und ihre Bestand-
teile so zu sanieren bzw. reparieren, dass keine Strallenausbaubeitrage im
Sinne der StraRenausbaubeitragssatzung anfallen, wird abgelehnt.
jal3 nein 5 beschlossen

(3) Der Antragsteller erhalt die rechtlichen Ausfihrungen der Verwaltung.
einstimmig beschlossen

beschlossen

TOP 4.3 Antrag Klaus Bruhm - Errichtung einer Querungshilfe auf der B 426, Hohe
Neustadter Hof
Information

Sachverhalt:

In der Biurgerversammlung schilderte Herr Klaus Bruhm, dass es an der B 426, Zufahrt Neu-
stadter Hof, Tempo 70, H6he der Bushaltestelle mit Ful3géangerquerung zu gefahrlichen Situati-
onen komme.

Hier komme es vor, dass von Momlingen kommende Fahrzeuge die Linksabbiegerspur als
Uberholspur missbrauchen und so eine sehr gefahrliche Situation fiir querende FuRgénger ent-
stehe.

Deshalb stellte Herr Bruhm den Antrag, dass eine Verkehrsinsel, wie bei der Hardt am Ortsein-
gang von Eisenbach erbaut werden sollte.

Am 07.04.2015 fand ein Gespréchstermin mit Vertretern der Verwaltung und dem Staatlichen
Bauamt statt.

Bei diesem Gesprachstermin wurde unter anderem auch die Frage nach einer Querungshilfe
gestellt. Es wurde zugesagt, dies in den Prifungsumfang des Staatlichen Bauamtes mit aufzu-
nehmen.

Sobald es hier neue Erkenntnisse gibt, sollen diese im Gremium bekannt gegeben werden und
der Antragsteller hiertiber eine Information erhalten.
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TOP 4.4 Antrag Gerd Bernhard zu Wasserwerten
Darstellung der Werte Desethylatratzin, Nitrat, Pflanzenschutzmittel und Gly-
phosat
- Information-

Sachverhalt:

Herr Bernhard hat in der Birgerversammlung im Méarz 2015 folgenden Antrag formuliert bzw.
vorgetragen:

,Der Stadtrat bzw. Stadtverwaltung sollen die 4 relevanten Werte Atrazin, Desethylatrazin, Nitrat
und Glyphosat (besser bekannt unter dem Monsantohandelsnamen ,Roundup®) in Tabellen
aufnehmen und graphisch darstellen zu lassen.”

Als kommunaler Wasserversorger ist die Stadt Obernburg verpflichtet, in regelmafigen Abstan-
den Wasserproben (sowohl Roh- als auch Reinwasser) zu entnehmen und zu analysieren.
(Messstellen fur Rohwasser: Brunnen + Grundwassermessstellen)

(Messstellen fur Reinwasser: Wasserwerk, Ortsnetze, Hochbehélter)

In Zusammenarbeit mit dem Gesundheitsamt wurden im Versorgungsgebiet Obernburg und
Eisenbach insgesamt 18 Entnahmestellen festgelegt, die in turnusmafRigen Abstédnden auf die
unterschiedlichsten Parameter analysiert werden.

Fur das Probenentnahmemanagement wurde von der Stadt Obernburg das

Institut Dr. Nuss aus Bad Kissingen beauftragt welches auch fur die Auswertung bzw. Analysen
verantwortlich ist.

Alle Ergebnisse werden dem Gesundheitsamt zur Kenntnisnahme zugeleitet.

Die Art, der Umfang und die Haufigkeit der Untersuchungen regelt die Trinkwasserverordnung
(TrinkwV 2001) zuletzt gedndert 2012 und hangt u.a. ab von der Menge des im Versorgungs-
gebiet abgegebenen Wassers.

Die aktuellen Analysenwerte werden in regelmafigen Abstanden, halbjahrlich, im Amtsblatt
veroffentlicht. (letztmalig ALMO am 13.05.2015)
Wegen der Vielzahl von Analysenwerten werden aus den verschiedenen Untersuchungen nur
einzelne Werte auszugsweise bekanntgemacht.

Aus Griinden der Ubersichtlichkeit wurden die ,relevanten Werte“ Atrazin, Desethylatrazin, und
der Nitratwert graphisch dargestellt.

Der Parameter Glyphosat war in den zu untersuchenden Parametern vom Gesundheitsamt bis-
her nicht gefordert, wurde aber nach Riicksprache ab 2015 mit aufgenommen.
(Bitte die verschiedenen Reiter der Excel-Tabelle 6ffnen)

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Analysewerte der ,,4 Pflanzenschutz-Parameter Atra-
zin, Desethylatrazin, Nitrat und Glyphosat graphisch darzustellen und halbjahrlich zu
veroffentlichen.

Weiterhin wird die Verwaltung beauftragt, diese Vorgehensweise fir das zurickliegende
Jahr nachzuholen.

Ja1l7 Nein 1 beschlossen
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TOP 4.5 Antrag Gerd Bernhard - Schutzzone um Brunnen IV
Information

Sachverhalt:

Herr Bernhard hat in der Birgerversammlung im Méarz 2015 folgenden Antrag formuliert bzw.
vorgetragen:

,ES soll praventiv eine Schutzzone um die Bohrstelle fur einen méglichen Brunnen IV eingerich-
tet werden, fur den Fall, dass dieser kurzfristig in Betrieb genommen werden muss.*

Die bestehenden Brunnen I, Il und lll wiesen in den vergangenen Jahren immer wieder Uber-
schreitungen der Pflanzenschutzmittel (PSM-) Grenzwerte auf.

Mit dem Ziel, einen potentiellen Brunnenstandort zu erkunden in dem die PSM-Belastungen
nach Mdoglichkeit nicht vorhanden sind, wurde im Jahr 2014 eine Versuchsbohrung — im Rein-
chestal — Flur Nr. 8617 geplant, umgesetzt und auch abgeschlossen.

Gemal den vorliegenden Wasseranalysen ist das Wasser am Standort der VB von einer her-
vorragenden Qualitat.

Mit einem Nitratgehalt von 2,4 mg/l (Grenzwert 50 mg/l) ist das Wasser praktisch nitratfrei.

Auch PSM Werte konnten nicht nachgewiesen werden.

Die Ergiebigkeit eines Brunnens am Standort der Versuchsbohrung kann mit

ca. 100.000 m3/a angegeben werden.

Lediglich bei der Spitzenergiebigkeit sind Abstriche zu machen, was aber bei entsprechender
Mehrférderung der Brunnen Il und Il problemlos kompensiert werden kann.

Auf Anraten von Dr. Hanauer wurde die Versuchsbohrung zur Grundwasssermessstelle ausge-
baut.

Eine Entscheidung Uber den Brunnenausbau an dieser Stelle kann ohne Zeitdruck und prob-
lemlos unter Berlicksichtigung der Laufzeit der aktuellen wasserrechtlichen Genehmigung (bis
2028) erfolgen.

Hierbei wird auch die Entwicklung des zukiinftigen Wasserbedarfs, der langfristig auf Grund der
allgemeinen Entwicklung eher nach unten gerichtet sein durfte, zu bertcksichtigen sein.

Eine offizielle Ausweisung einer engeren Schutzzone um diese Grundwassermessstelle ist der-
zeit nicht erforderlich und auch rechtlich nicht méglich.

Beschluss:

Der Antrag auf Ausweisung eines férmlichen Schutzgebietes wird abgelehnt.

Die Verwaltung wird beauftragt, sich mit dem Antragsteller ihn Verbindung zu setzen, um
geeignete MaRnahmen zum Schutz der Grundwassermessstelle zu erdrtern.

Jal1l8 Nein0 einstimmig beschlossen
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TOP 4.6 Antrag Dieter Schnall - Einrichtung eines Radweges entlang der B 426 tal-
seits
Information

Sachverhalt:

Herr Dieter Schnall beantragte in der Burgerversammlung die B 426 von der Ottostraf3e bis zur
Einmundung Auf der Au und talseits der B 426 einen Radweg auszubauen.

Bereits in der Burgerversammlung teilte Blrgermeister Fieger mit, dass der Planungstrager fur
Bundesstral3en der Bund, vertreten durch das Staatliche Bauamt Aschaffenburg sei.

Bei Gespréachen am 13.03.2015 und 07.04.2015 mit Vertretern der Verwaltung und des Staatli-
chen Bauamtes ergab sich, dass das Staatliche Bauamt bei der Konzepterstellung fiir einen
Radweg behilflich sein wird.

Voraussetzung ist, dass ein reiner Radweg (kein kombinierte Geh- und Radweg) gebaut wird. In
diesem Fall wirde der Bund 100% der Kosten tragen.

Von Seiten des Bauamtes wurde weiter mitgeteilt, dass der Radweg bereits 2011 im Vorentwurf
geplant war, jedoch an den Einwanden von Grundstiickseigentiimern scheiterte.

Wichtig fur die Projektumsetzung ware deshalb vor allem, dass die Eigentimer der erforderli-
chen Flachen beim Verfahren mitmachen. Ziel sei also eine gute Zusammenarbeit zwischen
Stadt Obernburg, Staatlichem Bauamt und den Eigentiimern der benétigten Grundstiicke. Der
Leiter des Staatlichen Bauamts sagte zu, zusammen mit dem Blrgermeister die Gesprache mit
den Grundsttickseigentimern zu fihren.

Im Radwegeprogramm des Bundes seien Mittel vorhanden. Ziel sei es, im Kalenderjahr 2015
ein Planungskonzept zu erarbeiten.
Zielsetzung sei eine mittelfristige Realisierung in den n&chsten drei bis funf Jahren.

In der Sitzung des Umwelt-, Bau-, Sanierungs- und Verkehrsausschusses am 13.05.2015 wur-
de bereits die Pressemitteilung aus dem Blro des Landtagsabgeordneten Rith bekanntgege-
ben.

In dieser Mitteilung wurde bereits angekiindigt, dass der Radweg an der B 426 Obernburg /
Eisenbach auf 0,5 km Lange mit Baukosten in Hohe von 330.000,-€ gebaut werden soll.

| TOP 5 Anfragen

TOP 5.1 Anfrage Fraktion SPD/Die Grinen - Férdermdglichkeiten von Radwegen
Information

Sachverhalt:

Die Fraktion SPD / Die Griinen fragen an, wie der Sachstand in Bezug auf die Verbesserung
der Radwegsituation sowohl an der B 426 sowie an der Miltenberger Stral3e ist (die Anfrage ist
der Vorlage beigefugt).

Zur Situation an der B 426 wird auf die Behandlung der Anfrage von Herrn Schnall verwiesen.
Das Staatliche Bauamt wird gemeinsam mit der Stadt Obernburg in die Planungsphase gehen.
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Vorausgesetzt, dass ein reiner Radweg (kein kombinierte Geh- und Radweg) gebaut wird, wir-
de der Bund 100% der Kosten tragen, eine Teilnahme an einem Forderprogramm wére insofern
nicht erforderlich.

Bezlglich eines Radweges entlang der Miltenberger StraBe St 2308, liegen der Verwaltung
derzeit keinerlei Planungen vor.
Es ist weder bekannt, wie die Trasse gefuhrt werden sollte, noch dass dieses Projekt ansteht.

Aus der Internetseite des Bundesministeriums fur Verkehr und digitale Infrastruktur wird folgen-
des erlautert:

,Gefordert werden nicht investive Modellprojekte, die

e einen Beitrag zur Verbesserung der Verkehrsverhaltnisse fir den Radverkehr in
Deutschland leisten (z. B. durch Erprobung und Schaffung geeigneter Angebote fir die
Menschen im Bereich Radverkehr),

e nachhaltige Mobilitat sichern (z. B. durch effektive Verknipfung des Fahrrads mit ande-
ren Verkehrsmitteln, insbesondere dem OPNV),

o Ergebnisse erbringen, die auf vergleichbare Anwendungsfalle Ubertragbar sind, d.h. sie
mussen modellhaft anwendbar sein (keine nur einmalige oder lokale Aktivitat) oder

e neue Erkenntnisse Uber das bearbeitete Thema liefern.

Zu den genannten forderfahigen Projektideen zéhlen insbesondere Informations- und Kommu-
nikationskampagnen (z. B. zur Verbesserung des Verkehrsklimas), Wettbewerbe, technische
Innovationen, Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sowie sonstige geeignete Vorhaben, die
der Koordinierung und Férderung des Radverkehrs dienen.

Begriuf3t werden Projektideen, an denen sich unterschiedliche Partner beteiligen und die sich
nicht auf eine Region beziehen. National und international bereits vorliegende Erfahrungen und
Erkenntnisse sollen bei der Ideenfindung bertcksichtigt werden und auf diese aufbauen.

Nach Vorlage einer aussagefahigen Projektskizze entscheidet das BMVI (ber die Moglichkeit
der Forderung der Projektidee.”

Da momentan keinerlei Planungen vorliegen und es sich beim bloRen Radwegebau vermutlich
auch nicht um ein férderfahiges Projekt handelt, erscheint eine Beteiligung am Forderprojekt
zum jetzigen Zeitpunkt nicht sinnvoll.

Von Verwaltungsseite wird vorgeschlagen, die Planungen fir einen Radweg entlang der B 426
gemeinsam mit dem Staatlichen Bauamt weiter voranzutreiben.

Fur einen Radweg entlang der Miltenberger Straf3e sollte zundchst geklart werden, welcher
Trassenverlauf von Seiten des Stadtrates gewunscht wird.

Sollte es im n&chsten Jahr wieder ein entsprechendes Forderprogramm geben, ware eine Idee
ein gemeinsames Netz Fahrradstandern, vernetzt mit E-Bike- Ladestationen im Bereich zwi-
schen Miltenberg und Aschaffenburg zu installieren. Ein solches Gemeindeilbergreifendes Pro-
jekt hatte sicherlich mehr Aussicht auf Erfolg bei einer Forderung. Geprift werden sollte auch,
ob Uber die LAG Main 4 Eck eine Fordermdglichkeit besteht.
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|TOP 5.2 Mémlingtalring: Tempo 30 |

Der 1. Burgermeister teilt mit, dass es einen Antrag eines Birgers gebe, im gesamten Mémling-
talring Tempo 30 einzufthren. Im April habe es einen Termin mit der Polizei gegeben.

Der 1. Burgermeister bittet darum, das Thema bis zur Einstellung eines Mitarbeiters ,Stadtent-
wicklung® zurtickzustellen.

|TOP 5.3 Messwerte am voriibergehend stillgelegten Brunnen I |

Der 1. Burgermeister teilt mit, dass es eine 6ffentliche Anfrage gegeben habe, am Brunnen lll,
der von Februar bis Mai 2015 zur Regeneration und Entsandung voriibergehend stillgelegt ge-
wesen sei, die Nitratwerte zu messen.

Die Ergebnisse von zweimaligen Untersuchungen lauten:

am 23.04.2015: 9,8 mg/l
und am 06.05.2015: 10,5 mg/I

Die Grenze liege bei 50 mg/l.

|TOP 5.4 Eiche an der evangelischen Kirche |

Stadtrat Klaus Fischer erkundigt sich, ob es Plane gebe, die Eiche an der evangelischen Kirche
zu entfernen.

Der 1. Blrgermeister teilt mit, dass eine diesbezugliche Untersuchung laufe.

Stadtrat Stich merkt an, dass der Antrag auf Fallung schon einmal abgelehnt worden sei.

Mit Dank flr die rege Mitarbeit schliel3t 1. Burgermeister Dietmar Fieger um 21:15 Uhr die 6f-
fentliche Sitzung des Stadtrates.

Dietmar Fieger Birgit Lapresa
1. Blrgermeister Schriftfihrer/in

Sitzung des Stadtrates vom 25.06.2015 Seite 18



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_Text2
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Sachverhalt
	Beschluß
	AbstimmungK
	BeschlussK
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	BM_Text3

